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Beschlussvorschlag: 
 
Die Stadtverordnetenversammlung möge beschließen: 
 
Der Oberbürgermeister wird beauftragt, in Zusammenarbeit mit den zuständigen Behörden 
und unter Berücksichtigung des Asylbewerberleistungsgesetzes, insbesondere § 5 zu 
Arbeitsgelegenheiten, ein Konzept zur Einführung von gemeinnützigen Arbeitsgelegenheiten 
für Asylbewerber in der Landeshauptstadt Potsdam zu entwickeln. Diese 
Arbeitsgelegenheiten sollen dazu dienen, die Integration von Asylbewerbern zu fördern und 
gleichzeitig einen Beitrag zum Gemeinwohl der Stadt zu leisten. Die Umsetzung soll bis 
spätestens Jahresende 2024 erfolgen. Es ist sicherzustellen, dass die Asylbewerber für ihre 
Tätigkeiten eine angemessene Aufwandsentschädigung erhalten, welche den Vorgaben des 
Asylbewerberleistungsgesetzes entspricht. 
 
 
Begründung: 
 
 

 

 
Anlagen: 

1 Stellungnahme der Verwaltung öffentlich 
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Landeshauptstadt Potsdam 
Geschäftsbereich 

Sitzung der Stadtverordnetenversammlung am: 
Titel des Antrages: 

Drucksache Nr.: TOP: 

Stellungnahme der Verwaltung 
1. Rechtliche Einschätzung

2. Berücksichtigung im Haushaltsplan

3. Zeitliche Umsetzbarkeit

4. Inhaltliche Einordnung
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